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Mitversichert ist auch die gesetzli-
che Haftpflicht der Gemeindefeuer-
wehr aus der Durchführung von Ab-
brucharbeiten und aus dem Betrieb
von Werkstätten, auch soweit hier
Reparatur-, Wartungs- und sonstige
Arbeiten für andere Feuerwehren
durchgeführt werden.

Versicherungsschutz wird auch ge-
währt für die gesetzliche Haftpflicht
für Schäden, die durch Abhanden-
kommen von Schlüsseln zu Feuer-
wehrschlüsselkästen verursacht
werden.

Voraussetzung ist allerdings, dass
vertraglich mit dem jeweiligen Be-
triebsinhaber die Haftung auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt ist, wobei sich der Versi-
cherungsschutz selbstverständlich
nicht auf vorsätzlich verursachte
Schäden erstreckt.

Es wird empfohlen, in die Vereinba-
rung mit dem jeweiligen Betriebsin-
haber folgende Haftungsregelung
aufzunehmen:

Die Feuerwehr haftet nicht für
Diebstahl, Verlust oder sonsti-
ges Abhandenkommen von
Schlüsseln – sowohl Kasten-
schlüssel als auch Objektschlüs-
sel – und für daraus entstehende
unmittelbare und mittelbare
Schäden. Die Haftung für Schä-
den, die auf einer vorsätzlichen
oder grob fahrlässigen Vertrags-
verletzung der Feuerwehr, ihrer
Vertreter oder Erfüllungsgehilfen
beruht, wird hierdurch nicht
berührt.

Ein Muster für eine „Feuerwehr-
schlüsselkasten-Vereinbarung“
kann bei der WGV angefordert wer-
den.

Haftpflichtversicherung

Die Erfüllung der Aufgaben der Feu-
erwehr nach § 2 des Feuerwehrge-
setzes (FwG) ist eine hoheitliche
Aufgabe mit der Folge, dass sich die
Haftung nach § 839 BGB in Verbin-
dung mit Artikel 34 des Grundge-
setzes richtet. Damit haftet die Ge-
meinde als Träger der Feuerwehr;
der einzelne Feuerwehrmann haftet
einem geschädigten Dritten ge-
genüber nicht persönlich.

Bei Tätigkeiten außerhalb der ge-
setzlichen Aufgabenerfüllung der
Feuerwehr besteht aber die Mög-
lichkeit, dass auch der Feuerwehr-
angehörige bei einem Schaden vom
Geschädigten direkt in Anspruch
genommen wird.

Der Versicherungsschutz der Kom-
munalen Haftpflichtversicherung
umfasst sowohl die Haftung der Ge-
meinde, als auch eine eventuelle
persönliche Haftung des Feuer-
wehrangehörigen. Der Feuerwehr-
angehörige ist also im Rahmen des
Versicherungsvertrages der Ge-
meinde geschützt, wenn er in Aus-
übung seiner Tätigkeit für die Feuer-
wehr einem Dritten fahrlässig einen
Schaden zufügt.

Grundlage der Kommunalen Haft-
pflichtversicherung sind die Allge-
meinen Versicherungsbedingungen
für die Haftpflichtversicherung
(AHB) und die vereinbarte Risikobe-
schreibung.

Die Leistung des Haftpflichtversi-
cherers besteht zunächst in der Prü-
fung der Haftpflichtfrage. Er klärt,
ob ein Anspruch gegen die Gemein-
de oder den Angehörigen der Feuer-
wehr überhaupt berechtigt ist und
stellt die hierzu erforderlichen Er-
mittlungen an.

Die Feuerwehr ist eine Einrichtung
der Gemeinde und als solche über
deren Kommunale Haftpflichtversi-
cherung bei der Württembergischen
Gemeinde-Versicherung a. G. mit-
versichert.

Versichert ist die gesetzliche Haft-
pflicht für Schäden, die Dritten bei
der Erfüllung von Aufgaben nach
dem Feuerwehrgesetz zugefügt
werden. Versicherungsschutz be-
steht also dann, wenn die Gemein-
de von einem Dritten auf Schaden-
ersatz in Anspruch genommen wird,
weil ein Angehöriger der Feuerwehr
bei Ausübung seiner dienstlichen
Tätigkeit einen Schaden verursacht
hat.

Beispiel:
Bei einer Löschübung wird durch
Unachtsamkeit mit einem
Schlauch ein geparktes Kraft-
fahrzeug beschädigt. Für die
Schadenersatzansprüche des
Kraftfahrzeughalters besteht
Versicherungsschutz im Rahmen
der Kommunalen Haftpflichtver-
sicherung der Gemeinde.

Darüber hinaus erstreckt sich der
Versicherungsschutz auch auf alle
Tätigkeiten außerhalb der gesetzli-
chen Aufgaben nach dem Feuer-
wehrgesetz. Dazu gehört beispiels-
weise die Durchführung von
gesellschaftlichen Veranstaltungen
sowie der Ordnerdienst bei örtli-
chen Festen und Umzügen.

Beispiel:
Ein Besucher eines Feuerwehrfes-
tes stürzt, weil Abfall nicht recht-
zeitig entfernt wurde. Er verletzt
sich und macht Schadener-
satzansprüche gegen die Feuer-
wehr als Veranstalter des Festes
geltend.
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Die WGV-Unfallversicherung für die
Freiwillige Feuerwehr ist eine Ergän-
zung des gesetzlichen Unfallver-
sicherungsschutzes. Grundlagen
sind die Allgemeinen Unfallversi-
cherungs-Bedingungen (AUB 2007
– Feuerwehr) in Verbindung mit den
Besonderen Bedingungen für die
Gruppen-Unfallversicherung von
Angehörigen der Freiwilligen Feu-
erwehr (BB-Feuerwehr 2008).

Die Versicherung umfasst alle Unfäl-
le, von denen die Angehörigen der
Freiwilligen Feuerwehr einschließ-
lich der Jugend- und Altersabteilung
bei Tätigkeiten zur Erfüllung von Auf-
gaben nach § 2 Feuerwehrgesetz
Baden-Württemberg (FwG) betroffen
werden. Der Versicherungsschutz er-
streckt sich für die Angehörigen der
Freiwilligen Feuerwehren somit auf
alle dienstlichen Tätigkeiten, zu de-
nen sie nach den gesetzlichen Be-
stimmungen des FwG herangezogen
werden können. Dazu gehören ins-
besondere Einsätze bei Bränden,
Brandwachen, öffentlichen Notstän-
den, Hilfeleistungen bei Unglücks-
fällen, Übungen und Ordnungsdien-
ste. Ebenso fallen darunter die Teil-
nahme an Aus- und Fortbildungsver-
anstaltungen.

Darüber hinaus sind Unfälle mit-
versichert , die sich bei Tätigkeiten
außerhalb des gesetzlichen Aufga-
benbereiches ereignen. Die Versi-
cherung erstreckt sich damit bei-
spielsweise auch auf Unfälle bei
Teilnahme an Feuerwehrversamm-
lungen, Sitzungen der Feuerwehr-
ausschüsse, sonstigen Veranstal-
tungen, Feuerwehrfesten und Feu-
erwehrausflügen, Reisen in Partner-
städte sowie die Mithilfe und Mit-
wirkung bei Veranstaltungen von
Vereinen oder Stadt- oder Gemein-
defesten. Voraussetzung ist hierbei
allerdings, dass diese Tätigkeiten
vom Versicherungsnehmer (z. B.
Bürgermeister) oder von ihm beauf-
tragten Personen (in der Regel vom
Feuerwehr- oder Abteilungskom-
mandanten) veranlasst wurden.
Mitversichert sind auch Unfälle, die
sich bei Tätigkeiten für Feuerwehr-
verbände (Kreisfeuerwehrverband,
Landesfeuerwehrverband und Deut-
scher Feuerwehrverband) ereignen.
Eingeschlossen sind auch Unfälle,
die sich bei unaufgeforderten Hilfe-
leistungen zutragen, sofern diese
der Tätigkeit eines Angehörigen der
Freiwilligen Feuerwehr zuzurechnen
sind (z. B. Erste-Hilfe-Leistung bei
einem Verkehrsunfall).

Über die WGV-Unfallversicherung
für die Freiwillige Feuerwehr wird
somit ein umfangreicher Unfallver-
sicherungsschutz für alle Unfallge-
fahren geboten, denen die Angehö-
rigen der Freiwilligen Feuerwehren
sowohl bei der Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben nach dem FwG
wie auch bei Tätigkeiten außerhalb
des gesetzlichen Aufgabenberei-
ches ausgesetzt sind.

Neben dem Versicherungsschutz
für die Angehörigen der Freiwilligen
Feuerwehr erstreckt sich die Unfall-
versicherung auch auf Unfälle von
Personen, die nach § 30 FwG inner-
halb des Gemeindegebietes des
Versicherungsnehmers zu persönli-
chen Hilfeleistungen herangezogen
werden (Löschhelfer).

Ferner sind Personen versichert, die
bei Veranstaltungen der Freiwilli-
gen Feuerwehr des Versicherungs-
nehmers unentgeltlich mithelfen
(Helfer bei Veranstaltungen).

Für alle versicherten Personen gilt,
dass auch Unfälle auf den direkten
Wegen zu und von den versicherten
Tätigkeiten mitversichert sind. Bei
Wegeunfällen entfällt der Versiche-

WGV-Unfallversicherung für die Freiwillige Feuerwehr

Sind die von dem geschädigten
Dritten erhobenen Ansprüche be-
rechtigt, ersetzt der Haftpflichtver-
sicherer im Rahmen des bestehen-
den Versicherungsvertrages den
entstandenen Schaden.

Falls die Ansprüche unberechtigt
sind, weil beispielsweise keine Haf-
tung vorliegt, wird der Versicherer
die Ansprüche zurückweisen.
Nimmt der Geschädigte die Ableh-
nung seiner Schadenersatzan-

sprüche nicht hin, hat er die Mög-
lichkeit, diese auf zivilrechtlichem
Wege geltend zu machen. Es ist
dann eine weitere Aufgabe des
Haftpflichtversicherers, auf seine
Kosten den Prozess zu führen.

Bis zu welchem Betrag der Versiche-
rer einen eventuellen Schaden
übernimmt, richtet sich nach der im
Haftpflichtversicherungsvertrag
vereinbarten Versicherungssumme.

Nach § 16 Abs. 6 FwG haben die Ge-
meinden die ehrenamtlich tätigen
Angehörigen der Gemeindefeuer-
wehr gegen Haftpflicht in Höhe von
mindestens 15 Mio. EUR zu versi-
chern.

Die bei der WGV versicherten Ge-
meinden haben in der Regel diese
oder höhere Versicherungssummen
vereinbart. Damit besteht für die
Gemeindefeuerwehr ausreichender
Versicherungsschutz.
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rungsschutz nur, wenn die normale
Dauer des Weges verlängert oder
der Weg selbst durch eine private
und eigenwirtschaftliche Maßnah-
me (z. B. durch Einkauf, Besuch von
Gaststätten zu Privatzwecken) un-
terbrochen wird. Damit sind Unfälle
zum Beispiel auf dem Weg von der
Wohnung oder vom Arbeitsplatz
zum Einsatzort oder zu einer Feuer-
wehrveranstaltung mitversichert.
Durch die Erweiterung des Versiche-
rungsschutzes auf Unfälle infolge
von Bewusstseinsstörungen verur-
sacht durch Trunkenheit sowie
auf Gesundheitsschädigungen, die
nachweisbar als Folge von Rauch-
entwicklung bei einem Brandein-
satz oder durch Infektionen ent-
standen sind, wird die WGV-Unfall-
versicherung für die Freiwillige Feu-
erwehr komplettiert.

Versicherte Leistungen

1. Todesfallleistung

Im Todesfall wird die Versiche-
rungssumme ausbezahlt, wenn der
Tod durch einen Unfall innerhalb ei-
nes Jahres, vom Unfalltag an ge-
rechnet, eintritt.

2. Invaliditätsleistung

Führt der Unfall zu einer dauernden
Beeinträchtigung der körperlichen
oder geistigen Leistungsfähigkeit
(Invalidität), wird bei Vollinvalidität
die versicherte Summe ausbezahlt.
Liegt eine dauernde Beeinträchti-
gung der körperlichen oder geisti-
gen Leistungsfähigkeit nach Teilgra-
den vor, so werden entsprechende
Teilbeträge der Invaliditätssumme
bezahlt.

Bei Verlust oder Funktionsunfähig-
keit einzelner Körperteile oder Sin-
nesorgane sind in den Allgemeinen
Unfallversicherungs-Bedingungen
(AUB 2007 – Feuerwehr) bestimmte
Prozentsätze (Gliedertaxe) festge-
setzt.

Beispiel:
Führt der im Feuerwehrdienst er-
littene Unfall zum Verlust eines
Beines bis zur Mitte des Ober-
schenkels, beträgt der Invali-
ditätsgrad 60%. Der Verletzte er-
hält also eine Leistung von 60%
der für den Invaliditätsfall ver-
einbarten Versicherungssumme.

Führt ein Unfall zu einer dauernden
Beeinträchtigung der körperlichen
oder geistigen Leistungsfähigkeit
von mindestens 90%, wird die dop-
pelte Invaliditätsentschädigung ge-
leistet. Die Mehrleistung ist je versi-
cherte Person auf 150.000 EUR be-
grenzt. Es gelten die dem Vertrag
zugrunde gelegten Besonderen Be-
dingungen für Mehrleistungen bei
einem Invaliditätsgrad ab 90%.

Beispiel:
Führen die Unfallfolgen zu einer
vollständigen Arbeitsunfähigkeit
(z.B. bei einer Querschnittsläh-
mung) mit einem Invaliditäts-
grad von 100%, beträgt die Leis-
tung des Versicherers 200% der
für den Invaliditätsfall vereinbar-
ten Versicherungssumme.

3. Übergangsleistung

Besteht nach Ablauf von sechs Mo-
naten vom Eintritt des Unfalles an
gerechnet – ohne Mitwirkung von
Krankheiten oder Gebrechen – noch
eine unfallbedingte Beeinträchti-
gung von mehr als 50% und hat die-
se Beeinträchtigung bis dahin un-
unterbrochen bestanden, so wird
die versicherte Übergangsleistung
gezahlt.

4. Tagegeld

Tritt als Unfallfolge eine vorüberge-
hende oder dauernde Beeinträchti-
gung der Arbeitsfähigkeit ein, so
wird das versicherte Tagegeld für
die Dauer der unfallbedingten und
ärztlich bescheinigten Arbeitsun-
fähigkeit frühestens vom Beginn
der ärztlichen Behandlung bis zu ei-
nem Jahr, vom Unfalltage an gerech-
net, bezahlt. Eine Abstufung nach
dem Grad der Beeinträchtigung ent-
fällt.

5. Kostenersatz für kosmetische
Operationen

Ist nach Abschluss der Heilbehand-
lung nach einem Unfall das äußere
Erscheinungsbild dauernd beein-
trächtigt und entschließt sich die
versicherte Person, sich einer kos-
metischen Behandlung zu unterzie-
hen, so werden die mit der Operati-
on und der klinischen Behandlung
im Zusammenhang stehenden Kos-
ten bis zur Höhe der vereinbarten
Versicherungssumme übernommen.

6. Serviceleistungen

Mitversichert sind Kosten bis zum
vereinbarten Betrag für Such-,
Rettungs- und Bergungskosten für
Unfallverletzte, Verbringung ins
nächste Krankenhaus und notwen-
dige zusätzliche Kosten für die
Rückfahrt zum Heimatort, ferner für
den Rücktransport von Unfalltoten
zum Heimatort.

Versicherungssummen

Die Württembergische Gemeinde-
Versicherung a.G. und der Landes-
feuerwehrverband Baden-Württem-
berg empfehlen, als Standardkom-
bination folgende Leistungen zu
vereinbaren:

50.000 EUR Todesfallleistung
100.000 EUR Invaliditätsleistung

mit einer Mehrleis-
tung ab 90%

10.000 EUR Übergangsleistung
15 EUR Tagegeld ab dem

43. Tage der Arbeits-
unfähigkeit*)

5.000 EUR Kosten für kosmeti-
sche Operationen

5.000 EUR Serviceleistung

*) Für selbstständig Tätige beträgt das Tage-
geld in der Standardkombination 30 EUR.
Als selbstständig gilt, wer sein überwiegen-
des Einkommen aus einer freiberuflichen
oder gewerblichen Tätigkeit erzielt.
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Nach § 17 FwG ist die Gemeinde
verpflichtet, einem ehrenamtlich
tätigen Angehörigen der Gemeinde-
feuerwehr einen Sachschaden zu
ersetzen, den dieser in Ausübung
seines Dienstes erleidet, soweit er
diesen weder vorsätzlich noch grob
fahrlässig verursacht hat.

Im Rahmen der Kommunalen Haft-
pflichtversicherung von Städten
und Gemeinden besteht Versiche-
rungsschutz für Ansprüche aus
Schäden durch Beschädigung, Zer-
störung und Abhandenkommen von
Sachen, soweit die Gemeinde nach
§ 17 FwG zum Ersatz verpflichtet ist.
Ersetzt werden in gleichem Umfang
auch Sachschäden, die bei Tätigkei-
ten für die Freiwillige Feuerwehr
außerhalb der gesetzlichen Aufga-
ben eintreten.

Versicherungsschutz besteht auch,
soweit die Gemeinde nach § 30
Abs. 4 FwG (Persönliche Hilfeleis-
tungspflicht) Schadenersatz leisten
muss.

Kein Ersatz wird gewährt für Schä-
den durch Abhandenkommen von
Geld, Wertpapieren, Sparbüchern,
Urkunden, Uhren, Schmucksachen,
Pelzen und Kostbarkeiten.

Nicht unter den Versicherungs-
schutz der Kommunalen Haft-
pflichtversicherung fallen Schäden
an privaten Kraft-, Wasser- und Luft-
fahrzeugen der Angehörigen der
Gemeindefeuerwehr.

Für Schäden an privaten Kraftfahr-
zeugen der Feuerwehrleute (Perso-
nen- und Kombinationskraftwagen)
kann die Gemeinde Versicherungs-
schutz im Rahmen einer Dienstrei-
se-Fahrzeugversicherung erlangen,

die sich auch auf Fahrten der An-
gehörigen der Gemeindefeuerwehr
erstreckt. Die Entschädigungsleis-
tung ist auf den vereinbarten Betrag
begrenzt. Eine vereinbarte Selbst-
beteiligung wird abgesetzt.

Neben dem Anspruch auf Ersatz von
Sachschäden sieht § 17 FwG auch
vor, dass den ehrenamtlich tätigen
Angehörigen der Gemeindefeuer-
wehr bestimmte Vermögensschä-
den beim Einsatz von Kraftfahrzeu-
gen, insbesondere der sog. Scha-
denfreiheitsrabattverlust in der
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung, erstattet werden. Dieses Risi-
ko kann die Gemeinde über eine
Schadenfreiheitsrabattverlust-Ver-
sicherung als Zusatzdeckung im
Rahmen der Dienstreise-Fahrzeug-
versicherung versichern.

Sachschäden der Feuerwehrleute

Es besteht auch die Möglichkeit,
das Tagegeld bereits ab dem 1. Tag
der Arbeitsunfähigkeit zu versi-
chern.

Für die Jugendfeuerwehr sieht un-
ser Standardangebot folgende Ver-
sicherungssummen vor:

10.000 EUR Todesfallleistung
100.000 EUR Invaliditätsleistung

mit einer Mehrleis-
tung ab 90%

10.000 EUR Übergangsleistung
5.000 EUR Kosten für kosmeti-

sche Operationen
5.000 EUR Serviceleistung

Selbstverständlich können auch
andere Summenkombinationen
vereinbart werden.
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Entgeltfortzahlungsleistungen

Nach § 15 Abs. 2 FwG hat die Ge-
meinde dem privaten Arbeitgeber
auf Antrag seine auf Grund gesetzli-
cher oder vertraglicher Verpflich-
tung erbrachten Entgeltfortzah-
lungsleistungen zu erstatten, wenn
die Arbeitsunfähigkeit des Arbeit-
nehmers durch den Feuerwehr-
dienst verursacht wurde.

Private Arbeitgeber haben danach
einen Ersatzanspruch gegen die Ge-
meinde, wenn Entgeltfortzahlungs-
leistungen für Angestellte, Arbeiter
oder Auszubildende erbracht wur-
den. Darüber hinaus besteht keine
Erstattungspflicht gegenüber öffent-
lichen Arbeitgebern und freiberuf-
lich Tätigen.

Ein bestehender Erstattungsan-
spruch des privaten Arbeitgebers
geht auf die Gemeinde über. Das
gilt auch für den Ausgleich der Ar-
beitgeberaufwendungen nach § 6
Entgeltfortzahlungsgesetz.

Im Rahmen der Kommunalen Haft-
pflichtversicherung „KH 2002“,
„KH 2004“ bzw. „KH 2008“ besteht
ohne zusätzlichen Beitrag Versiche-
rungsschutz, wenn die Gemeinde
von einem privaten Arbeitgeber auf
Erstattung der von ihm erbrachten
Entgeltfortzahlungsleistungen in
Anspruch genommen wird. Die Leis-
tung des Versicherers wird nur
durch die für den Vertrag vereinbar-
te Versicherungssumme begrenzt.
Eine Begrenzung je Person und Aus-
falltag entfällt.

Keine Verpflichtung besteht zum Er-
satz des Verdienstausfalles bei
Selbstständigen und freiberuflich
Tätigen. Dazu gehören insbesonde-
re auch die Landwirte.

Im Rahmen der Kommunalen Haft-
pflichtversicherung besteht kein
Versicherungsschutz für den Ver-
dienstausfall bei Selbstständigen.
Versichert ist ausschließlich die ge-
setzliche Haftpflicht der Gemeinde.
In der Regel hat dieser Personen-
kreis sein Ausfallrisiko (z. B. wegen
Unfall und Krankheit) bereits selbst
über private Kranken- und Unfall-
versicherungen versichert.

Es besteht aber die Möglichkeit, im
Rahmen einer Unfall-Tagegeldversi-
cherung Versicherungsschutz für
diesen Personenkreis zu erlangen.
Der Versicherungsschutz richtet
sich nach den Allgemeinen Unfall-
versicherungs-Bedingungen. Führt
danach der Unfall zu einer Beein-
trächtigung der Arbeitsfähigkeit, so
wird für die Dauer der ärztlichen Be-
handlung Tagegeld gezahlt. Das Ta-
gegeld wird längstens für ein Jahr,
vom Unfalltage an gerechnet, ge-
zahlt.

Die Höhe des Tagegeldes kann frei
vereinbart werden.

Die Unfall-Tagegeldversicherung
wird nur für die Angehörigen der
Gemeindefeuerwehr in Betracht
kommen, die keinen Anspruch auf
Entgeltfortzahlung haben. Der Ver-
trag wird deshalb in der Regel nur
für bestimmte Personen abge-
schlossen, die namentlich zu be-
nennen sind.
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Kraftfahrtversicherung

Die Kraftfahrthaftpflichtversiche-
rung gewährt Versicherungsschutz,
wenn Dritte nach einem Verkehrsun-
fall Schadenersatzansprüche gegen
die Gemeinde als Halter des Feuer-
wehrfahrzeuges geltend machen.
Mitversichert ist auch die persönli-
che Haftpflicht der berechtigten
Fahrer und Beifahrer.

Versicherungsschutz besteht insbe-
sondere auch, wenn bei Einsatzfahr-
ten Sonderrechte nach den §§ 35
und 38 Straßenverkehrsordnung in
Anspruch genommen werden.

Die Leistungspflicht des Versiche-
rers umfasst
– die Prüfung der Haftungsfrage,
– die Befriedigung begründeter
Schadenersatzansprüche aus der
Kfz-Haftpflichtversicherung

– sowie die Abwehr unberechtigter
Ansprüche.

Die Leistung der Kraftfahrzeughaft-
pflichtversicherung wird durch die
vereinbarte Versicherungssumme be-
grenzt. Empfohlen wird die Vereinba-
rung der Pauschaldeckung mit einer
Versicherungssumme von 100 Mio.
EUR für Personen-, Sach- und Vermö-
gensschäden, wobei die Entschädi-
gungsleistung je geschädigte Person
auf 10Mio. EUR begrenzt ist.

Schäden, die an den Feuerwehrfahr-
zeugen selbst entstehen, können
über eine Fahrzeugversicherung
(Voll- oder Teilkaskoversicherung)
abgedeckt werden.

Der Versicherungsschutz in der
Kraftfahrtversicherung erstreckt
sich grundsätzlich nur auf Fahrten,
die zur Erfüllung von Aufgaben der
Feuerwehr erfolgen. Die WGV ge-
währt darüber hinaus auch Versi-
cherungsschutz, wenn Feuerwehr-
fahrzeuge gelegentlich zu feuer-
wehruntypischen Einsätzen verwen-
det werden, ohne dass dies einer
besonderen Anzeige bedarf.
Voraussetzung ist allerdings, dass
das Fahrzeug von einem
Mitglied der Feuerwehr gelenkt
wird. Kein Versicherungsschutz be-
steht, wenn das Fahrzeug an Dritte,
die nicht der Feuerwehr angehören,
vermietet oder verliehen wird.

Rechtsschutzversicherung

Die Freiwillige Feuerwehr ist eine
Einrichtung der Gemeinde und ge-
nießt insoweit im Rahmen einer
Kommunal-Rechtsschutzversiche-
rung Versicherungsschutz. Der Ver-
sicherungsschutz erstreckt sich
auch auf die Angehörigen der Frei-
willigen Feuerwehren, jeweils in
Ausübung ihrer amtlichen oder
dienstlichen Tätigkeit für die Freiwil-
lige Feuerwehr.

Im Rahmen einer Kommunal-Rechts-
schutzversicherung besteht damit
für die Angehörigen der Freiwilligen
Feuerwehren Rechtsschutz für

a) die Geltendmachung von Scha-
denersatzansprüchen (Schaden-
ersatz-Rechtsschutz), z. B. wenn
der Angehörige der Freiwilligen
Feuerwehr bei der Ausübung sei-
ner Feuerwehrtätigkeit von einem
Dritten geschädigt worden ist;

b) die Verteidigung in Verfahren we-
gen des Vorwurfs der Verletzung
einer Vorschrift des Straf- und
Ordnungswidrigkeitenrechtes
(Straf- und Ordnungswidrigkei-
ten-Rechtsschutz).

In dem gleichen Umfang besteht
Versicherungsschutz für Angehörige
der Freiwilligen Feuerwehr als Fah-
rer von Feuerwehrfahrzeugen, so-
weit die Gemeinde für die Feuer-
wehrfahrzeuge eine Verkehrs-
Rechtsschutzversicherung abge-
schlossen hat.

Im Rahmen einer Kommunal-Rechts-
schutzversicherung bzw. einer Kom-
munal-Strafrechtsschutzversicherung
nach den Allgemeinen Bedingungen
für die Rechtsschutzversicherung –
Kommunal (ARB-Kommunal 2010)
ist der Dienstreise-Rechtsschutz
enthalten.

Im Rahmen der Dienstreise-Rechts-
schutzversicherung besteht Versi-
cherungsschutz für die Angehörigen
der Freiwilligen Feuerwehr als Fah-
rer bei der Benützung des privaten
Kraftfahrzeuges bei Fahrten für die
Feuerwehr. Dieser Versicherungs-
schutz umfasst den Schadenersatz-
Rechtsschutz und den Straf- und
Ordnungswidrigkeiten-Rechts-
schutz.

Für die Mitglieder der Freiwilligen
Feuerwehr besteht auch Versiche-
rungsschutz für Streitigkeiten mit
den einzelnen Arbeitgebern sowie
für Streitigkeiten vor Sozialgerich-
ten infolge eines Unfalles bei einer
Tätigkeit für die Feuerwehr.
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Leitfaden der Unfallkasse Baden-Württemberg

Die Feuerwehren erfüllen eine wichti-
ge Aufgabe in unserer Gesellschaft.
Brandbekämpfung, technische Hilfe-
leistung, Rettungsmaßnahmen und
die aktive Mitwirkung im Katastro-
phenschutz zählen zu ihren Einsatz-
bereichen.
Über eine Million Frauen und Männer
versehen in den Feuerwehren freiwil-
lig Dienst für die Allgemeinheit. Aus
diesem Grund hat der Staat die An-
gehörigen der Feuerwehren in den
Schutz der gesetzlichen Unfallversi-
cherung einbezogen. Jeder Feuer-
wehrangehörige hatbei einemArbeits-
unfall im Feuerwehrdienst einen
Rechtsanspruch auf die Leistungen
aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung.

Ansprechpartner für die gesetzliche
Unfallversicherung der Freiwilligen
Feuerwehren in Baden-Württemberg
ist die Unfallkasse Baden-Württem-
berg (UKBW).

Die UKBWhat ihrenHauptsitz in Stutt-
gart, einen weiteren Sitz in Karlsruhe
und gehört zu den größten gesetzli-
chen Unfallversicherungsträgern der
öffentlichen Hand in Deutschland.

Ca. 3,8 Millionen Personen (Arbeiter,
Angestellte im Kommunal- oder Lan-
desbereich, Schüler, Kindergarten-
kinder und Angehörige der Gemein-
defeuerwehren) sind bei der UKBW
gesetzlich gegen Arbeits-, Schulunfäl-
le und Berufskrankheiten versichert.
Aus der Vielzahl der uns jährlich ge-
meldeten Unfälle und der zu Grunde
liegenden Sachverhalte (betroffen
sind Kinder, Jugendliche wie auch Er-
wachsene) gewinnen wir unsere Er-
fahrung sowohl in der Prävention, als
auch im Leistungsbereich, der imWe-
sentlichen die medizinische und be-
rufliche Rehabilitation umfasst.
DieUKBWverstehtsichalsstarker, leis-
tungsfähiger und moderner Partner
in allen Fragen zur Sicherheit am Ar-
beitsplatz, zum Gesundheitsschutz,

zur Rehabilitation und zur Entschädi-
gung insbesondere auch für die Frei-
willigen Feuerwehren.

Aufgaben der Unfallkasse
Baden-Württemberg

1. Prävention und Erste Hilfe

Vorrangige Aufgabe der UKBW ist es,
mit allen geeigneten Mitteln für die
Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-
rufskrankheiten und arbeitsbeding-
ten Gesundheitsgefahren sowie für
eine wirksame Erste Hilfe zu sorgen.
Dazu erlässt sie Unfallverhütungsvor-
schriften, überwacht deren Einhal-
tung, berät die Mitglieder über die
notwendigen Maßnahmen für einen
sicheren Betrieb und sorgt für die er-
forderliche Aus- und Fortbildung der
Personen in den Unternehmen, die
mit der Durchführung der Maßnah-
men zur Verhütung von Arbeitsunfäl-
len, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren so-
wie mit der Ersten Hilfe betraut sind.
Die Gemeinden als Träger der Feuer-
wehren sind verpflichtet, bauliche
Anlagen, Fahrzeuge, Ausrüstung und
Geräte der Feuerwehr so einzurich-
ten, zu beschaffen und zu unterhal-
ten, dass bei Ausbildung, Übung und
Einsatz Gefährdungen von Feuer-
wehrangehörigen vermieden werden.
AußerdemhatdieGemeindeden Feu-
erwehrangehörigen geeignete per-
sönlicheSchutzausrüstungen zur Ver-
fügung zu stellen und diese in ord-
nungsgemäßem Zustand zu halten.
Die Feuerwehrangehörigen haben die
zur Verfügung gestellte persönliche
Schutzausrüstung zu tragen.

Verantwortlich für einen sicheren
Feuerwehrdienst ist der Bürgermeis-
ter/Oberbürgermeister als Unterneh-
mer sowie der Leiter der Feuerwehr
und seine Führungskräfte. Die UKBW
unterstützt die Verantwortlichen in
den Feuerwehren, einschließlich der

Die UKBW ist Partner der Freiwilligen Feuerwehren

Leitfaden für Feuerwehren in Baden-Württemberg

Die Unfallkasse Baden-Württemberg ist der gesetzliche Unfallversicherungsträger für den Kommunal-
und Landesbereich in Baden-Württemberg, insbesondere für die Gemeindefeuerwehren.

Jugendfeuerwehr, durch Aufsichts-
personen. Sie beraten z. B. bei Bau-
und Beschaffungsmaßnahmen, stel-
len Prüfgrundsätze für Geräte und
Ausrüstungen der Feuerwehr sowie
Informationsbroschüren und Ausbil-
dungsunterlagen zur Verfügung,
führen Seminare für Führungskräfte
durch und engagieren sich in Gremien
der Feuerwehr, an der Landesfeuer-
wehrschule und in der Regelsetzung.

Der Präventionsgedanke lässt sich
wie folgt zusammenfassen:

„Der beste Unfall ist der, der gar
nicht erst passiert.“

2. Rehabilitation und
Entschädigung

Eine weitere Aufgabe der UKBW be-
steht darin, mit allen geeigneten Mit-
teln, den durch den Versicherungsfall
verursachten Gesundheitsschaden zu
beseitigen oder zu bessern, seine Ver-
schlimmerung zu verhüten und seine
Folgen zumildern.

Im Folgenden möchten wir Ihnen ei-
nen Überblick geben

• wasnacheinemArbeitsunfall zu tun
ist,

• wer und welche Tätigkeiten versi-
chert sind und

• welche Leistungen es gibt.

Die männliche Wortgebung ist nicht
geschlechtsspezifisch zu verstehen,
sondern dient der besseren Lesbar-
keit.

2.1 Maßnahmen nach Eintritt eines
Unfalls

a) Erste Hilfe und medizinische Be-
handlung

DieErsteHilfe ist für einen Feuerwehr-
angehörigen selbstverständlich. Klei-
nere Verletzungen, die keinen Arztbe-
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such erfordern, sollten in das Ver-
bandbuch eingetragen werden.
Wenn die Verletzungen voraussicht-
lich keine Arbeitsunfähigkeit bedin-
gen, aber einenArztbesucherfordern,
ist der am nächsten erreichbare Arzt
aufzusuchen. BeimArzt oder im Kran-
kenhaus muss angegeben werden,
dass es sich um einen Arbeitsunfall
bei der Feuerwehr gehandelt hat und
dass die UKBW der zuständige Leis-
tungsträger ist.
Nach einem Unfall brauchen Sie Ihre
Krankenkassen-Karte beim Arzt nicht
vorzulegen. Weisen Sie Ihren Arzt auf
IhrenUnfall bei der Freiwilligen Feuer-
wehr hin und sagen Sie, wie es pas-
siert ist. Nach unserer Erfahrung gibt
es fast keine Ärzte mehr, die nicht
wissen, dass sie „Feuerwehr-Unfälle“
direkt mit uns abrechnenmüssen.
Über Verträge mit den Leistungser-
bringern (Ärzten, Physiotherapeuten,
Apotheken) ist sichergestellt, dass di-
rekt mit uns abgerechnet werden
kann. Sofern privatärztliche Behand-
lungskosten bei uns eingereicht wer-
den, können wir nur die Höhe der für
Sozialversicherungsträger geltenden
Sätze übernehmen.

b) Unfallanzeige

Wohin mit der Unfallanzeige ?
Als Faustregel hierzu gilt:
Wenn Sie im badischen Landesteil
von Baden-Württemberg in einer Frei-
willigen Feuerwehr aktiv sind, senden
Siebitte dieUnfallanzeigeandenSitz
Karlsruhe. Haben Sie bei einer Feuer-
wehr im württembergischen Landes-
teil einen Versicherungsfall erlitten,
ist die Unfallanzeige an den Haupt-
sitz Stuttgart weiterzuleiten. Die Un-
fallanzeigenformularemit den jeweils
eingedruckten Empfängerdaten kön-
nen Sie von unserer Homepage unter
www.uk-bw.de unter der Rubrik „Un-
fallanzeigen“ in der für Sie geltenden
Version herunterladen bzw. aus-
drucken.

Wichtig: Die Unfallmeldung an uns
macht die Meldung an den Kommu-
nalversicherer nicht entbehrlich.

Wann ist eine Unfallanzeige zu
erstatten?
Melden Sie uns bitte alle Unfälle mit
Körperschaden bei einer Übung, ei-
nem Einsatz oder bei einem vom Feu-
erwehrkommandanten angesetzten

Dienst, bei denen Feuerwehrange-
hörige einen Arzt aufgesucht haben.

Pflicht zur Erstattung einer
Unfallanzeige
Unfälle mit einer Arbeitsunfähigkeit
vonmehr als 3 Tagen sindmit der Un-
fallanzeige vom Feuerwehrkomman-
danten oder von der Gemeinde/Stadt
innerhalb von 3 Tagen nach Kenntnis
vom Unfall anzuzeigen. Bei Unfällen
mit Todesfolge oder besonders
schweren Verletzungen bitten wir Sie,
uns vorab per Telefon, Telefax oder
E-Mail von dem Ereignis in Kenntnis
zu setzen.

Welche Angaben sind bei einer
Unfallmeldung per Telefon, Telefax
oder E-Mail zu machen ?
Um den Unfall bei uns erfassen zu
können benötigen wir:

• Name, Vorname,
• Adresse,
• Geburtsdatum des Verletzten,
• das Unfalldatum,
• die Art der Verletzung,
• den Unfallhergang.

Sollten Ihnen keine detaillierten An-
gaben bekannt sein, genügt uns auch
zunächst die Mitteilung: „noch nicht
bekannt“. Bitte reichen Sie in diesem
Fall die noch fehlenden Angaben
nach.
Die Angabenmüssen nicht unbedingt
beim Verletzten erfragt werden; Ka-
meraden als Zeugen oder Kenntnis-
personen können ebenso sachdien-
lich aussagen.

Selbständige, Freiberufler
Ein Hinweis in der Unfallanzeige,
dass der Verletzte selbstständig oder
freiberuflich tätig ist, sollten Sie uns
insbesondere in den Fällen geben, in
denen Verletzte keine Entgeltfortzah-
lung haben, bei keiner gesetzlichen
Krankenkasse versichert sind oder
dort keinen Anspruch auf Barleistun-
gen haben (z.B. Landwirte). Besser
noch ist ein Anruf bei uns, damit wir
schneller reagieren können.

2.2 Versicherte Personen

• Mitglieder der Einsatzabteilung der
Freiwilligen Feuerwehren,

• Angehörige der Jugendfeuerweh-
ren,

• Mitglieder von Alters- und Ehrenab-
teilungen,

• Mitglieder von Musik- und Spiel-
mannszügen,

• ehrenamtlich Tätige oder im Feuer-
wehrdienst Beschäftigte (nicht Be-
amte),

• Personen, die im Einzelfall durch
die Feuerwehr zur Hilfeleistung auf-
gefordert werden,

• ehrenamtlich Lehrende in Feuer-
wehrschulen, Kreisfeuerwehrzen-
tralen, Schulungskursen und ähnli-
chen Einrichtungen der Feuerweh-
ren.

2.3 Versicherte Tätigkeiten

Rechtsgrundlagen und Aufgaben der
öffentlichen Feuerwehren ergeben
sich im Wesentlichen aus dem Feuer-
wehrgesetz des Landes Baden-Würt-
temberg. Der Unfallversicherungs-
schutz erstreckt sich zunächst auf die
in diesem Gesetz genannten Aufga-
ben. Hiernach hat die Feuerwehr z. B.
bei Bränden und öffentlichen Not-
ständen, die durch Naturereignisse,
Einstürze, Unglücksfälle und derglei-
chen verursacht worden sind, Hilfe zu
leisten und die Bevölkerung sowie
das Gemeinwesen vor hierbei dro-
henden Gefahren zu schützen.

Neben dem aktiven Brand- und Hilfe-
leistungseinsatz umfasst der Unfall-
versicherungsschutz auch

• Alarm- und Einsatzübungen,
• den Übungsdienst,
• Ausbildungs- und Schulungsveran-
staltungen sowie

• den Arbeits- undWerkstättendienst.

Darüber hinaus ist die Teilnahme an
Veranstaltungen unfallversichert, die
den Aufgaben und Zwecken der Frei-
willigen Feuerwehrwesentlich dienen
und für die vom zuständigen Leiter
der Feuerwehr offizieller Feuerwehr-
dienst angesetzt worden ist.

Hierzu zählen insbesondere

• kameradschaftliche Zusammen-
künfte mit offiziellem Charakter,
wenn sie von der Autorität des zu-
ständigen Leiters der Feuerwehr ge-
tragen werden (z. B. Ausflüge, Ka-
meradschaftsabende),

• die Teilnahme an Tagungen des
Landesfeuerwehrverbandes und
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an den Großkundgebungen des
Deutschen Feuerwehrverbandes,

• Veranstaltungen, deren Ziel dieMit-
gliederwerbung oder die Darstel-
lung der Aufgaben der Freiwilligen
Feuerwehr in der Öffentlichkeit ist,

• Ehrungen von verdienten Mitglie-
dern,

• die Teilnahme an Leistungswett-
kämpfen (z. B. Feuerwehrduathlon,
Fit-For-Fire-Fighting),

• die Teilnahme an sportlichen
Betätigungen, wenn diese regel-
mäßig als Feuerwehrdienst ange-
setzt sind, nicht der Erzielung
sportlicher Spitzenleistungen die-
nen, sondern dazu geeignet und
bestimmt sind, die körperliche
Leistungsfähigkeit der Feuerwehr-
angehörigen zu fördern und die
keinen Wettkampfcharakter (z. B.
Punkterunde) haben,

• sonstige Tätigkeiten imRahmender
Freiwilligen Feuerwehr, sofern sie
von einem Vorgesetzten angeord-
net werden (z. B. Tag der offenen
Tür, Teilnahme an der Brandschutz-
woche, Wehrjubiläum, Absperrung
von Straßen wegen eines Umzugs),

• die Mitwirkung in Musik- und Spiel-
mannszügen der Freiwilligen Feuer-
wehr bei Feuerwehrveranstaltungen
mit offiziellem Charakter und im
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit.

Eine katalogmäßig abschließende
Aufzählung des Versicherungs-
schutzes ist im Gesetz nicht vorgese-
hen und dies ist auch nicht möglich,
weil jeweils auf die Umstände des
Einzelfalls abgestellt werdenmuss.

Kein gesetzlicher Unfallversiche-
rungsschutz besteht bei Unfällen
oder Tätigkeiten, die mit dem Dienst
in der Freiwilligen Feuerwehr nicht
oder nur entfernt zusammenhängen,
wie bspw.

• beim Reparieren des privaten PKW,
Basteln o. Ä., auch wenn hierzu Be-
triebseinrichtungen benutzt wer-
den,

• beim Essen und Trinken, da dies
dempersönlichen und unversicher-
ten Lebensbereich zuzurechnen ist.
Hierzu gehören auch Unfälle, die
sich beim Essen selbst ereignen,
z.B. durch Verschlucken, Verbrüh-
en, Ausbeißen eines Zahnes o. Ä.,

• bei Neckerei, Scherz, Streit je nach
Alter, wenn sich der Versicherte
während der Dienstzeit darauf ein-

lässt und der Streit, der zum Unfall
führt, auf persönlichen Gründen
beruht,

• bei privatem Zusammensein im An-
schluss an eine dienstliche Veran-
staltung,

• bei Trunkenheit, wenn diese zu ei-
nem Leistungsausfall führt oder bei
einem Leistungsabfall das alkohol-
bedingte Fehlverhalten, die recht-
lich allein wesentliche Ursache des
Unfalls war.

2.4 Versicherungsfälle

Versicherungsfälle, die Ansprüche auf
Leistungen bei der UKBW begründen,
sind Arbeitsunfälle (einschließlich
Wegeunfälle) und Berufskrankheiten.

a) Arbeitsunfälle

Arbeitsunfälle sind Unfälle, die ein
Feuerwehrangehöriger infolge einer
versicherten Tätigkeit (Einsatz, Übung
usw.) erleidet. Ferner ist erforderlich,
dass zwischen dem Unfallereignis
und dem Körperschaden ein rechtlich
wesentlicher ursächlicher Zusam-
menhang besteht.
Hierzu zählenbeispielsweiseauchEr-
kältungen, die sich ein Feuerwehran-
gehöriger im Rahmen eines Einsatzes
zuzieht.

Kein Unfall in diesem Sinne liegt vor,
wenn der Gesundheitszustand auf ei-
ner körpereigenen Veranlagung bzw.
einem bestehenden Vorschaden, der
in der Person des Feuerwehrangehöri-
genbegründet ist, beruhtundauchbei
jedem anderen alltäglich vorkommen-
den Ereignis oder ohne eine äußere
Einwirkung zum gleichen Zeitpunkt
hätte auftreten können, wie z. B.

• degenerative Bandscheiben- oder
Meniskusschäden,

• Unfälle aus innerer Ursache (z. B.
Sturz infolge eines Schwindelan-
falls auf den ebenen Boden u. ä.),
wenn der Unfall in gleicher Weise
bei betriebsunabhängigen Abläu-
fen des täglichen Lebens eintreten
kann,

• gewohnheitsmäßige Ausrenkung
der Schulter beim Anheben eines
Gegenstandes,

• Herzschäden, wenn sie eine we-
sentliche Bedingung für den Ein-
tritt des Körperschadens darstel-
len. Dies ist dann der Fall, wenn die
Herzerkrankung bereits so schwer-

wiegend ist, dass die Ablösung
akuter Erscheinungen nicht beson-
derer äußerer Einwirkungen be-
darf. Die Erkrankung hätte also zu
derselben Zeit auch ohne äußere
Einwirkungen auftreten können
oder auch jedes andere alltäglich
vorkommende Ereignis hätte zu
derselben Zeit die Erscheinungen
ausgelöst.

• Achillessehnenrisse bei nicht ge-
eignetem „Schädigungsmechanis-
mus“ bzw. Fehlen von Unfallmerk-
malen.

b) Wegeunfälle

Zum Wegeunfall zählen Unfälle auf
dem Weg zum Dienst in der Freiwilli-
gen Feuerwehr oder zu der sonstigen
versicherten Tätigkeit und zurück zur
Wohnung.
Grundsätzlich ist der unmittelbare
Wegversichert. AufUmwegenbesteht
grundsätzlich nur dann Unfallversi-
cherungsschutz, wenn sie zur Durch-
führung von Fahrgemeinschaften
zurückgelegt werden oder verkehrs-
günstiger bzw. gefahrloser sind. Die
Wahl des Verkehrsmittels steht dabei
jedem frei.
Wird der Weg aus privaten Gründen
unterbrochen, so entfällt der Versi-
cherungsschutz während dieser Zeit.
Der Heimweg nach einer versicherten
Tätigkeitmuss in einem zeitlichen Zu-
sammenhang zum Dienstende ste-
hen. Eingeschobene eigenwirtschaft-
liche Verrichtungen (z. B. der Aufent-
halt in einer Gaststätte) sind nicht un-
fallversichert. Wenn Sie bis zu maxi-
mal 2 Stunden den Heimweg infolge
einer privaten Tätigkeit unterbrechen
und danach Ihren üblichen Heimweg
fortsetzen, sind Sie auf dem restli-
chen Weg wieder versichert. Dauert
die private Tätigkeit länger als 2 Stun-
den, ist auch der sich anschließende
Heimweg nicht versichert.

c) Berufskrankheiten

Berufskrankheiten sind solche Krank-
heiten, die in der Berufskrankheiten-
Verordnung bezeichnet sind und die
der Helfer infolge der versicherten
Tätigkeit erleidet.

2.5 Heilbehandlung

Die Heilbehandlung verfolgt mit allen
geeigneten Mitteln das Ziel, den
durch den Versicherungsfall verur-
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sachten Gesundheitsschaden zu be-
seitigen oder zu bessern, seine Ver-
schlimmerung zu verhüten und seine
Folgen zumildern.

Hierzu zählen u. a. die

• Erstversorgung, ärztliche und zahn-
ärztliche Behandlung, einschließ-
lich der Versorgungmit Zahnersatz,

• Versorgung mit Arznei-, Verband-,
Heil- und Hilfsmitteln,

• häusliche Krankenpflege,
• Behandlung in Krankenhäusern
und Rehabilitationseinrichtungen,

• Leistungen zur medizinischen Re-
habilitation einschließlich Belas-
tungserprobung und Arbeitsthera-
pie.

Die Leistungenwerden sowohl ambu-
lant als auch, falls erforderlich, in den
Berufsgenossenschaftlichen Unfall-
kliniken Tübingen und Ludwigshafen,
in Krankenhäusern, Kur- und Spezial-
einrichtungen erbracht.

Mit den Berufsgenossenschaftlichen
Unfallkliniken haben die Unfallversi-
cherungsträger ein leistungsfähiges
System entwickelt, um den Versi-
cherten je nach Art und Schwere des
Gesundheitsschadens die geeigne-
ten Rehabilitationsmaßnahmen ein-
schließlich einer möglichst frühzei-
tig einsetzenden notfallmedizini-
schen Erstversorgung, eine unfall-
medizinisch qualifizierte, ambulan-
te, oder soweit indiziert, stationäre,
ärztliche Behandlung zur Verfügung
zu stellen. In den von ihnen unter-
haltenen eigenen Kliniken erfolgt ei-
ne Akutversorgung der Patienten mit
begleitender Frührehabilitation so-
wie einer medizinischen Nachsorge.
Gleichzeitig werden die Weichen für
die berufliche und soziale Wieder-
eingliederung gestellt.

Darüber hinaus unterhalten sowohl
die Berufsgenossenschaftliche Un-
fallklinik Tübingen, als auch die Be-
rufsgenossenschaftliche Unfallklinik
Ludwigshafen eine Klinik für Hand-,
Plastische, Rekonstruktive und Ver-
brennungschirurgie. Hier erfolgt die
Behandlung von Schwerstbrandver-
letzten, die spezielle, intensivmedizi-
nische und chirurgische Kenntnisse
sowie einen hohen personellen und
apparativen Aufwand in einer darauf
eingerichteten Abteilung erfordert.

AlsGesundheitsschaden gilt auch die
Beschädigung oder der Verlust eines
Hilfsmittels. Für die Reparatur oder
Ersatzbeschaffung von beschädigten
Brillen gibt es spezielle Richtlinien.

2.6 Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben und am Leben in
der Gemeinschaft

Anspruch auf solche Leistungen be-
steht, wenn der Versicherte seine bis-
herige berufliche Tätigkeit wegen des
Versicherungsfalles nicht mehr oder
nur noch wesentlich erschwert oder
nur unter Einsatz geeigneter Hilfen
ausüben kann. Sie haben das Ziel,
den Versicherten nach seiner Lei-
stungsfähigkeit und unter Berück-
sichtigung seiner Eignung, Neigung,
der bisherigen Tätigkeit und der Lage
und Entwicklung auf dem Arbeits-
markt, wie auch in seinem sozialen
Umfeld möglichst auf Dauer wieder
einzugliedern.
Das Spektrum dieser Leistungen
reicht von Hilfen für die persönliche
Mobilität (z. B. technische Hilfen zur
Umrüstung eines Autos), über den Ar-
beitsplatz bis in dieWohnung (z. B. fi-
nanzielle Hilfen zum behindertenge-
rechtenWohnen).

2.7 Geldleistungen an Versicherte

2.7.1 Verletztengeld bei Arbeitsun-
fähigkeit

Das Verletztengeld hat Lohnersatz-
funktion und berechnet sich bei Ver-
sicherten, die der gesetzlichen Kran-
kenversicherung angehören, grund-
sätzlichwie das Krankengeld. Eswird
von dem Tag an gewährt, an dem die
Arbeitsunfähigkeit aufgrund eines
Versicherungsfalls nach ärztlicher
Feststellung begonnen hat. Das Ver-
letztengeld beträgt bei abhängig Be-
schäftigten 80% des kalendertägli-
chen Bruttoarbeitsentgelts und ist
auf die Höhe des kalendertäglichen
Nettoarbeitsentgelts begrenzt. Bei
Selbstständigen beträgt das Verletz-
tengeld 80 v. H. des 360. Teils des Ar-
beitseinkommens. Dabei ist das Ar-
beitseinkommen maximal bis zu ei-
nem Betrag in Höhe des 360. Teils
des Höchstjahresarbeitsverdienstes
(derzeit 72.000,00 €) zu berücksich-
tigen.
Bei gesetzlich krankenversicherten
Personen werden zudem grundsätz-

lich die einbehaltenen Beiträge zur
Sozialversicherung erstattet.

Wichtig: Rechtzeitig vor Ende der
Lohnfortzahlung durch Ihren Arbeit-
geber sollten Sie sich an Ihre gesetzli-
chen Krankenkasse wegen der Ver-
letztengeldzahlung wenden.
Privat krankenversicherte Personen,
Selbstständige und Freiberufler soll-
ten sichdagegendirektmituns inVer-
bindung setzen.

2.7.2 Übergangsgeld bei einer
Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben

Übergangsgeld wird gezahlt, wenn
Versicherte infolge des Versiche-
rungsfalls Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben erhalten. Es beträgt je
nach Familienstand zwischen 68 v. H.
und 75 v. H. des Verletztengeldes.
Neben dem Übergangsgeld werden
auch die Beiträge zur Kranken-, Pfle-
ge- undRentenversicherung erstattet.

2.7.3 Mehr- und zusätzliche Leistun-
gen zum Verletzten- und Über-
gangsgeld

Sowohl zumVerletzten- wie auch zum
Übergangsgeld gibt es unter be-
stimmten Voraussetzungen Mehr-
und zusätzliche Leistungen.

Als Mehrleistungen wird der Unter-
schiedsbetrag zwischen dem kalen-
dertäglichenVerletztengeld (Nettobe-
trag) abzgl. des tatsächlichen Netto-
verdienstausfalls (63,88 € bei Perso-
nen über 18 Jahren) gewährt.
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2.7.4 Rente an Versicherte

Die UKBW zahlt an ihre Versicherten
Rente, wenn über die 26. Woche nach
demVersicherungsfall eineMinderung
der Erwerbsfähigkeit (MdE) von min-
destens20v.H.besteht.Beimehreren
Versicherungsfällen kommteine Rente
dann in Betracht, wenn dieMinderung
der Erwerbsfähigkeit aus jedem ein-
zelnen Versicherungsfall wenigstens
10v.H.erreichtunddamitdieGesamt-
MdE aller Versicherungsfälle wieder
mindestens20 v. H. beträgt.
Die Rente beträgt – bei vollständigem
Verlust der Erwerbsfähigkeit (MdE =
100 v. H.) zwei Drittel des Jahresar-
beitsverdienstes (= Vollrente); bei
teilweiser Minderung der Erwerbs-
fähigkeit denentsprechendenTeil der
Vollrente (= Teilrente).

Der Jahresarbeitsverdienst ist der Ge-
samtbetrag aller Arbeitsentgelte und
Arbeitseinkommen des Versicherten
in den zwölf Kalendermonaten vor
dem Unfallmonat, bis zu einer
HöchstgrenzevonzurZeit72.000,00€.
Ebenso gibt es – abhängig vom Le-
bensalter – einen Mindestjahresar-
beitsverdienst (vonBedeutung insbe-
sondere für Jugendliche und Rentner)
Dieser beträgt bei Personen über
18 Jahren derzeit 18.396,00 € (2010
= 60% von 30.660,00 €).

2.7.5 Mehrleistungen zu Renten an
Versicherte

Als Mehrleistung zur Rente an Versi-
chertewird ein fester Betrag von8,– €
monatlich für je 10 v. H. Minderung
der Erwerbsfähigkeit gewährt. Bei Ge-

währung einer Teilrente wird der Teil
dieses Betrages gezahlt, der dem
Grad der MdE entspricht.

2.7.6 Zusätzliche Leistungen zu
Renten an Versicherte

Bei Gewährung der Vollrente (MdE =
100 v. H.) wird ein Zuschlag in Höhe
des Unterschiedsbetrages zwischen
dem Jahresarbeitsverdienst und der
Rente an Versicherte, einschließlich
der Mehrleistung gewährt.
Bei der Gewährung einer Teilrente
wird der zu berechnende Zuschlag
entsprechend dem Grad der Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit errechnet.

Bei dauernder völliger Erwerbsunfähig-
keit erhältderverunglückteFeuerwehr-
angehörige zudem einmalig zusätzli-
che Leistungen i. H. v. 16.800,00 €
bzw. 2.240,00 € für jedes Kind.

Zusatzleistungen kommen nur in Betracht, wenn das kalendertägliche Verletztengeld zzgl. Mehrleistungen geringer ist
als 68,13 € (bei Personen über 18 Jahren).

Beispiele:
Verletztengeld
Abhängig Beschäftigter Selbstständig Tätiger:
(Arbeiter, Angestellter, Auszubildender)
Arbeitsunfähig ab: 08.02.2010 Arbeitsunfähig ab: 08.02.2010
Bemessungszeitraum: 01.01.2010 bis 31.01.2010 Bemessungszeitraum: 01.01.2009 bis 31.12.2009
Monatsgehalt: 2.000,00 € brutto Arbeitseinkommen 2009: 20.000,00 € brutto

1.500,00 € netto
Berechnung: 2.000,00 € : 30 x 80% = 53,33 € Berechnung: 20.000,00 € : 360 x 80% = 44,44 €

1.500,00 € : 30 = 50,00 €
abzgl. 11,35% Arbeitnehmeranteil
Sozialversicherungsbeiträge
(Renten-/Arbeitslosenversicherung) 5,68 €
tägliches Verletztengeld 44,32 € tägliches Verletztengeld 44,44 €
Mehrleistungen Mehrleistungen
Mindest-Nettoverdienstausfall 63,88 € Mindest-Nettoverdienstausfall 63,88 €
abzgl. tägliches Verletztengeld 44,32 € abzgl. tägliches Verletztengeld 44,44 €
tägliche Mehrleistungen 19,56 € tägliche Mehrleistungen 19,44 €
Zusatzleistungen Zusatzleistungen
Mindestbetrag 68,13 € Mindestbetrag 68,13 €
abzgl. tägliches Verletztengeld 44,32 € abzgl. tägliches Verletztengeld 44,44 €
abzgl. tägliche Mehrleistungen 19,56 € abzgl. tägliche Mehrleistungen 19,44 €
tägliche Zusatzleistungen 4,25 € tägliche Zusatzleistungen 4,25 €
täglicher Gesamtanspruch 68,13 € täglicher Gesamtanspruch 68,13 €

Beispiel:
Rente an Versicherte
MdE = 20 v. H.
JAV = 36.000,00 €
Berechnung der Vollrente: 36.000,00 € x 2/3 = 24.000,00 € jährl.
Berechnung der Teilrente: 24.000,00 € x 20 v. H. = 4.800,00 € jährl. bzw. 400,00 € mtl.
Mehrleistungen

8,00 € pro 10 v. H.= 8,00 € x 2 = 16,00 € mtl.
Zusatzleistungen

36.000,00 € - 24.000,00 € - 960,00 € =
11.040,00 € x 20 v. H. = 2.208,00 € jährl. bzw. 184,00 € mtl.

Gesamtanspruch: 600,00 € mtl.
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2.8 Geldleistungen an Hinterbliebene

2.8.1 Sterbegeld
und Überführungskosten

Sterbegeld inHöhe voneinemSiebtel
(2010 = 4.380,00 €) der im Zeitpunkt
des Todes geltenden Bezugsgröße
(2010 = 30.660,00 €) wird gewährt,
wenn der Tod Folge des Versiche-
rungsfalls ist.

Überführungskosten an den Ort der
Bestattung werden übernommen,
wenn der Tod nicht amOrt der ständi-
gen Familienwohnung des Versicher-
ten eingetreten ist und der Versicher-
te sich dort aus Gründen aufgehalten
hat, die im Zusammenhang mit der
versicherten Tätigkeit oder mit den
FolgendesVersicherungsfalls stehen.

2.8.2 Witwen-/Witwerrente

Bis zum Ablauf des dritten Kalender-
monats nach Ablauf des Monats, in
dem der Ehegatte verstorben ist, wird
eine Hinterbliebenenrente in Höhe
der Vollrente gezahlt (Rente im Ster-
bevierteljahr).

Ab dem darauf folgenden Monat
beträgt die Hinterbliebenenrente
40 v. H. des Jahresarbeitsverdiens-
tes des Verstorbenen, wenn

• die Witwe/der Witwer ein waisen-
rentenberechtigtes Kind erzieht
oder für ein Kind sorgt, das wegen
körperlicher, geistiger oder seeli-
scher Behinderung Anspruch auf
Waisenrente hat oder nur deswe-
gen nicht hat, weil das 27. Lebens-
jahr vollendet wurde, oder

• wenn Witwen und Witwer das
45. Lebensjahr (ab 01.01.2012
das 47. Lebensjahr) vollendet ha-
ben, oder

• solange die Witwe/der Witwer er-
werbsgemindert, berufs- oder er-
werbsunfähig im Sinne der gesetz-
lichen Rentenversicherung (SGB VI)
ist.

LiegendiegenanntenVoraussetzungen
nicht vor, besteht ein Anspruch auf
Hinterbliebenenrente i. H. v. 30 v. H.
des JahresarbeitsverdienstesdesVer-
storbenen. Der Anspruch auf diese
Rente besteht längstens für 24 Kalen-
dermonate nach Ablauf des Monats,
in dem der Ehegatte verstorben ist.
Nach Ablauf des dritten Kalendermo-
nats nach dem Tod des Versicherten
ist das Einkommen, das die
Witwe/der Witwer erzielt, unter
Berücksichtigung der Freibeträge auf
die Rente anzurechnen.

2.8.3 Waisenrente

Jedes Kind des Verstorbenen erhält
bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres eine Waisenrente von 30 v. H.
des Jahresarbeitsverdienstes, wenn
es Vollwaise ist; Halbwaisen erhalten
eine Rente von 20 v. H. des Jahresar-
beitsverdienstes. Bei Schul- oder Be-
rufsausbildung und in Sonderfällen
wird die Waisenrente längstens bis
zur Vollendung des 27. Lebensjahres
gewährt, ausnahmsweise auch darü-
ber hinaus.
Einkommen von Waisen wird ab der
Vollendung des 18. Lebensjahres un-
ter Berücksichtigung von Freibeträ-
gen auf die Renten angerechnet.

2.8.4 Mehrleistungen zu Renten an
Hinterbliebene

Zu einer Witwen-/Witwerrente wird
jährlich als Mehrleistung ein Zu-
schlag von 1/10 des Jahresarbeits-
verdienstes gewährt.
Bei einer Halbwaisenrente betragen
die Mehrleistungen zur Rente jährlich
1/20; bei einer Vollwaisenrente jähr-
lich 1/10 des Jahresarbeitsverdien-
stes.

2.8.5 Höchstbetrag der Hinterblie-
benenrenten

Die Hinterbliebenenrenten ohne
Mehrleistungen dürfen zusammen
80 v. H. des Jahresarbeitsverdienstes
des Verstorbenen nicht übersteigen,
sonstwerdensienachdemVerhältnis
ihrer Höhe gekürzt. Zudem dürfen die
Hinterbliebenenrenten zusammen
mit den Mehrleistungen zu den Ren-
ten insgesamt80 v. H. desHöchstjah-
resarbeitsverdienstes (72.000,00 €)
nicht übersteigen.

2.8.6 Zusätzliche Leistungen zu
Renten an Hinterbliebene

Bei Tod des Versicherten wird ein ein-
maliger Betrag von 11.200,00 € ge-
zahlt, der sich für jedes waisenren-
tenberechtigte Kind um je 2.240,00 €
erhöht.

Als Zusatzleistungen wird zur Wit-
wen-/Witwerrente oder Vollwaisen-
rente grundsätzlich ein monatlicher
Zuschlag, der sich aus einem Jahres-
betrag in Höhe von 1/10, zur Halb-
waisenrente in Höhe von 1/20, des
der Rente zugrunde liegenden Jah-
resarbeitsverdienstes errechnet, ge-
währt.

Die zusätzlichen Leistungen verrin-
gern sich um den Betrag, um den die
Gesamtleistung (Hinterbliebenenren-
ten und Mehrleistungen sowie zu-
sätzliche Leistungen) die Höhe des
Jahresarbeitsverdienstes übersteigt.
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2.9Was ist zu tun, um die
Geldleistungen zu erhalten?

Die Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung werden von Amts
wegen festgestellt, d. h. Sie müssen
keinenAntrag stellen, können esaber
selbstverständlich tun.

2.10 Ersatz für Sachschäden

Von der Unfallkasse Baden-Württem-
berg werden Sachschäden der Feuer-
wehrangehörigen sowie Aufwendun-
gen, die sie für erforderlich halten

durften, nur noch eingeschränkt er-
setzt. Ein Ersatzanspruch ist nur noch
gegeben, wenn gegenüber dem je-
weiligen Bürgermeisteramt, das Trä-
ger der Freiwilligen Feuerwehr ist,
nach den Kriterien des § 17 Feuer-
wehrgesetz Baden-Württemberg kein
öffentlich-rechtlicher Ersatzanspruch
besteht.

2.11 Schmerzensgeld

Ein Schmerzensgeld ist in der gesetz-
lichenUnfallversicherungnicht vorge-
sehen.

2.12 Entgeltfortzahlung

Das Feuerwehrgesetz verpflichtet die
Gemeinden zur Erstattung von Ent-
geltfortzahlungskosten. Nach § 15
Abs. 2 des Feuerwehrgesetzes Ba-
den-Württemberg hat die Gemeinde
den privaten Arbeitgebern auf Antrag
ihre auf Grund gesetzlicher Verpflich-
tung erbrachten Entgeltfortzahlungs-
leistungen zu ersetzen, wenn die
Arbeitsunfähigkeit des Arbeitneh-
mers durch den Feuerwehrdienst
verursacht wurde.

Beispiel:
Geldleistungen an Hinterbliebene
tödlicher Arbeitsunfall des Ehemannes am 08.01.2010
JAV: 36.000,00 €
Hinterbliebene:
Ehefrau (Alter: 30 Jahre) und 2 minderjährige Kinder.
Die Ehefrau verfügt über kein anrechenbares Einkommen.
Sterbegeld = 4.380,00 €

Leistungen an die Witwe im Sterbevierteljahr vom 08.01.2010 bis 30.04.2010:
Witwenrente
2/3 des JAV (36.000,00 €) = 24.000,00 € : 12 Monate = 2.000,00 € mtl.
Mehrleistungen
1/10 des JAV (36.000,00 €) = 3.600,00 € : 12 Monate = 300,00 € mtl.
Gesamtanspruch vom 08.01.2010 bis 30.04.2010 = 8.680,65 €*
Leistungen an die Witwe ab 01.05.2010:
Witwenrente
36.000,00 € : 40 v.H. = 14.400,00 € : 12 Monate = 1.200,00 € mtl.
Mehrleistungen
1/10 des JAV (36.000,00 €) = 3.600,00 € : 12 Monate = 300,00 € mtl.
monatlicher Gesamtanspruch für den Zeitraum ab dem 01.05.2010 = 1.500,00 €*

Leistungen an die Halbwaisen
Halbwaisenrente
36.000,00 € : 20 v.H. = 7.200,00 € : 12 Monate = 600,00 € mtl.
Mehrleistungen
1/20 des JAV (36.000,00 €) = 1.800,00 € : 12 Monate = 150,00 € mtl.
monatlicher Gesamtanspruch je Kind = 750,00 €*

einmalige zusätzliche Leistung Witwe = 11.200,00 €
einmalige zusätzliche Leistung je Kind = 2.240,00 €

(*Da die Summeder Jahresbeträge der Renten undMehrleistungenden Jahresarbeitsverdienst desVerstorbenen erreicht
bzw. übersteigt, besteht kein Anspruch auf monatliche zusätzliche Leistungen!)
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